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1 EINLEITUNG UND ÜBERSICHT DER ÄNDERUNGSPUNKTE 

Für den Orts- und Siedlungsraum des Gemeindehauptortes Kirchberg am Wagram, bestehend 

aus dem Bauland der KG Kirchberg am Wagram und dem unmittelbar angrenzenden Bauland 

der KG Oberstockstall, Dörfl und Neustift, Engelmannsbrunn, Mitterstockstall und Unterstock-

stall ist seit 1981 flächendeckend der Teilbebauungsplan „Kirchberg am Wagram“ in Kraft. 

Dieser Teilbebauungsplan wurde bisher siebzehn Mal geändert. 

 

Das Verfahren behandelt folgende Änderungspunkte 

➢ Erweiterung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes durch Einbeziehung neu 

gewidmeter Baulandflächen 

➢ Anpassung der bestehenden Bebauungsvorschriften in der Verordnung 

➢ Generelle Änderung der Regelung der zulässigen Bebauungshöhe 

➢ BK: Freiflächenanteil Berichtigung 

➢ Anpassung an Flächenwidmungsplanänderung 

 

 

 



Tei lbebauungsp lan K i rc hberg am Wagram   18.  Änderung –  Entwur f  

 

 

 

E, 3 

2 VERORDNUNG 

geplanter Verordnungstext: 

 

Teilbebauungsplan Kirchberg am Wagram 
18. Änderung - Entwurf 

 
§ 1 

 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Kirchberg am Wagram erweitert den Geltungsbereich 

des Teilbebauungsplanes „Kirchberg am Wagram“ um neu gewidmete Baulandflächen und 

ändert ihn gemäß § 29 iVm § 33 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 im gesamten Geltungsbe-

reich ab. 

 

§ 2 

 

Die Inhalte des Bebauungsplanes werden so abgeändert bzw. neu festgelegt, wie dies in dem 

von der Kommunaldialog Raumplanung GmbH, Riefthalgasse 12, 3130 Herzogenburg, GZ 25 

042E, verfassten Plan auf allen Planblättern (1 - 10) neu dargestellt ist. 

 

§ 3 
 

Zusätzliche Bebauungsvorschriften Teilbereich „Dörfl – Setzerweg“ 

 

Für die Gst. 131/3, 131/16, 131/8, 131/15, 131/9, 131/14, 131/13, 131/10, 131/13, 131/11, 

131/12, KG Dörfl gelten folgende zusätzliche Bebauungsvorschriften: 

1. Die Errichtung von unterirdischen Geschoßen (Kellergeschoßen) ist aufgrund von 

Grundwasser untersagt.  

2. Als Dachform ist ein Flach- oder Pultdach (15°) zu wählen. Es wird empfohlen, das 

Dach mit geeigneten Mitteln zu begrünen oder eine Photovoltaikanlage auf dem Dach 

anzubringen. 

3. Die Gestaltung der Fassade hat in hellen, warmen Erdtönen zu erfolgen. Leuchtfarben 

sind untersagt. 
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§ 4 
 

§ 3 der Verordnung des Gemeinderates vom 12.03.1982 in der Fassung der Verord-
nung vom 27.09.2023 wird so abgeändert, dass er lautet 

(die Änderungen sind rot hervorgehoben) 

 

§ 3 Bebauungsvorschriften 

1. Bauplatzgrößen 

Die Größe der neu zu schaffenden Bauplätze darf 500 m² nicht unterschreiten. Aus-

nahmen hierzu dürfen nur bei Reihenhaussiedlungen gemacht werden. 

2. Vorgarten 

Im Bereich des Vorgartens ist die Errichtung von Nebengebäuden unzulässig. 

1. Gliederung und äußere Gestaltung der Baulichkeiten 

a) Die Gebäude haben sich unaufdringlich in das Orts- und Landschafts-

bild einzuordnen. Insbesondere ist im Altortgebiet auf die Wahrung des histori-

schen Ortsbildes Rücksicht zu nehmen und die neuen Baukörper sind darauf 

abzustimmen. 

b) Gekuppelte Häuser haben möglichst gleiche Gesims- und Firsthöhen 

und gleiche Dachneigungen zu erhalten. Die Deckungsmaterialien sind einan-

der anzupassen, sodass sie als architektonische Einheit erscheinen. 

c) Die Errichtung freistehender Werkzeughütten und Aborte, sowie die 

Aufstellung von Eisenbahnwaggons und Kraftfahrzeugaufbauten ist verboten. 

Das Abstellen von Wohnwagen ist außerhalb der Verkehrsfläche nur in Gara-

gen, Schuppen oder gedeckten Abstellplätzen usw. zulässig. 

d) Alle Schauseiten eines Hauses, also auch die Nebenfronten; sind mit 

gleicher Sorgfalt zu gestalten. Die Verkleidung der Wände mit Dachpappe 

oder ähnlichem Material ist verboten. Wetterseitige Wandverkleidungen sind 

möglichst unauffällig auszuführen. 

e) Geschäftsportale haben sich in Größe und Gestaltung dem Gebäu-

decharakter unaufdringlich anzupassen. 

f) Als Dachform ist im Allgemeinen das Steildach (Satteldach mit oder 

ohne Schopfwalm, Walmdach) zu wählen, wobei die Firstrichtung an jene der 

Baulichkeiten der Umgebung anzupassen ist. Die Dachneigung von 30° bis 

max. 45° ist auszuführen, wenn nicht durch den Gebäudecharakter der Umge-

bung eine andere Dachneigung zwingend begründet ist. 

g) Flach- und Pultdächer sind dann gestattet, wenn sie sich unaufdringlich 

und an-sprechend in die bestehende Verbauung der Umgebung einfügen. 

h) Zeltdächer sind verboten. 

i) Als Dachdeckungsmaterial ist dunkles (dunkelgrau, dunkelbraun, dun-

kelrot) hartes Material zu verwenden. Glänzende oder helle Blecheindeckun-

gen sind zu vermeiden. Dachpappe ist im Bauland-Wohngebiet und -Kernge-

biet verboten. 

j) Alle Werbeeinrichtungen sind verkehrs- und standsicher herzustellen; 

sie dürfen das Orts- und Straßenbild nicht verunstalten und keine unzulässige 

Belästigung für die Bewohner der Umgebung bedeuten. 

k) Plakatwände dürfen nur auf den von der Gemeinde festgelegten Flä-

chen errichtet werden. 

2. Einfriedung im Bauland im vorderen Bauwich 
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a)  Bei allen Einfriedungen ist bei Eckbauplätzen in erster Linie auf den 

Sichtwinkel des Kraftfahrzeugverkehrs zu achten. Im Sichtdreiecksbereich 

muss die Einfriedung vollkommene Durchsicht gewähren (vergleiche Pkt. 5). 

b) Einfriedungen gegen öffentliche Verkehrsflächen müssen als Zaun und 

einer maximalen Höhe von 1,20m 1,80 m ausgeführt werden, wobei diese Ein-

friedungen über einen massiven Sockel von maximal 50 cm Höhe verfügen 

dürfen. Die maximale Höhe von Einfriedungen gegen die Bahnzeile, die Krem-

ser Straße, die Neustifter Straße oder die Passauer Straße beträgt 1,8m. 

c) Undurchsichtige Einfriedungen mit einer maximalen Höhe von 2m sind 

bei land-wirtschaftlichen, gewerblichen und sonstigen Betrieben dann gestat-

tet, wenn der freie Einblick in Wirtschaftshöfe das Straßenbild beeinträchtigen 

würde und sofern die Verkehrssicherheit gewahrt bleibt. Die Mauern sind als 

Teile der Schauseite des Gebäudes zu gestalten. 

d)       Einfriedungsmauern entlang von Nachbargrenzen sind bis 2,00 m Höhe 

nur dann gestattet, wenn diese von einem öffentlichen Weg oder der Straße aus 

nicht sichtbar werden. 

 

3. Fließender Verkehr 

a) Im Kreuzungsbereich ist das erforderliche Sichtdreieck, welches durch 

Sehpunkt, Kreuzungspunkt und Beginn des Anhalteweges gebildet wird, frei-

zuhalten. Der Sehpunkt ist in der untergeordneten Straße 3 m vor dem nächst-

liegenden Straßenrand der übergeordneten Straße anzunehmen. Der Anhalte-

weg in der übergeordneten Straße ist nach anerkannter Berechnung seiner 

Länge entsprechend der zugelassenen Höchstgeschwindigkeit anzunehmen. 

Wenn im Sichtdreiecksbereich Gartenzäune errichtet werden, so sind diese 

vollkommen durchsichtig zu halten und die sichtbehindernden Pfeiler sind auf 

ein Minimum zu bemessen. 
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b) Die Sichtwinkel müssen im Altortgebiet nicht eingehalten werden. 

 
§ 5 

 

Inkrafttreten 

 

Die Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgenden 

Tag in Kraft. 
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3 ERLÄUTERUNGEN 

3.1 Bebauungsplan Teilbereich „Dörfl“ 

3.1.1 Ausgangssituation im Änderungsbereich 

 

Das Projektgebiet ist nicht bebaut. Die unmittelbar angrenzenden Siedlungsräume (Neubau-

gasse und Dörflerweg) sind in offener Bebauungsweise in Bauklasse I und II bebaut. In der 

Umgebung bestehen jedoch auch Liegenschaften mit Bebauung in offener bzw. gekuppelter 

Bauweise (Salomongasse) sowie geschlossener Bauweise (Bahnzeile). 

 

 
Abbildung 1: Bebaute Grundstücke im Nahbereich 

Die Geschoßflächenzahl stellt das Verhältnis der Summe aller Geschoßflächen zur Grund-

stücksfläche dar. Die Dichten bewegen sich hauptsächlich bei maximal 2,5. Im Ortszentrum 
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finden sich höhere Dichten, im unmittelbaren Umfeld des Projektgebietes finden sich GFZ zwi-

schen 0 und 0,5. 

 
Abbildung 2: Darstellung der Geschoßflächenzahl (GFZ) 
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Abbildung 3: Darstellung der Bebauungsdichte (Grundflächenzahl) 

Die Bebauungsdichten (Verhältnis bebaute Fläche zu Grundstücksfläche) verhalten sich ähn-

lich wie die GFZ. Sie liegt im unmittelbaren Umgebungsbereich bei bis zu 60%, was allerdings 

an der der Größe der einzelnen Grundstücke und deren Konfiguration sowie Zusammen mit 

den Nachbargrundstücken liegt. Diese kleinen Grundstücke sind meist umgeben von eigenen 

Grundstücken desselben Eigentümers (das trifft auf so genannte Punktparzellen oder schmale 

Riemenparzellen etc. zu). Die im Gesetz definierte Berechnungsformel bezieht sich aber defi-

nitiv auf Bauplätze und damit auf Grundstücke unabhängig von der tatsächlichen baulichen 

Situation und deren historische Entwicklung.   Ansonsten verteilen sie sich hauptsächlich im 

Bereich 0 bis 30%. 
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Abbildung 4: Darstellung der Gebäudehöhe anhand Anzahl der Geschoße laut GWR 

 

Die Geschoßanzahl im Wohnbauland innerhalb der Abgrenzung reicht von 1 bis 4. Überwie-

gend herrschen 1 bis 2 Geschoße vor. 

 

3.1.2 Motivation des Gemeinderates 

 

Das Projektgebiet weist eine sehr zentrale Lage unweit des Bahnhofes auf und ist für die Ge-

meinde eine Chance, zukunftsfähiges nachhaltiges Siedlungsgebiet zu schaffen. Inhaltlich 

wurde das Projekt mit dem Verein ORTE Architekturnetzwerk, der Gemeinde sowie den po-

tentiellen Bauwerbern entwickelt, etappenweise verfeinert und final abgestimmt. 

Aufgrund des hohen Grundwasserstandes liegt es zur Vorbeugung von Schäden im Interesse 

des Gemeinderates, die Errichtung von unterirdischen Geschoßen zu untersagen. 

Ziel ist einen Siedlungsraum zu schaffen, der hohe Dichten mit einer hohen Lebensqualität 

verbindet. Dafür werden überwiegend kleinere Grundstücksgrößen mit höherer Bebauungs-

dichte und verordnetem Freiflächenanteil gewählt. 

 

Die Schwerpunkte und Zielsetzungen können folgendermaßen benannt werden: 

• Wohnen und Bauen – Verdichtung im Hauptort und im Hauptsiedlungsraum 
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• Klimawandelanpassung – Reduktion der Versiegelung, Anpassung an Grundwasser-

stand 

• Ortsbild – Erhaltung und Verbesserung des Ortsbildes und der Ortsstrukturen 

 

Diese Ziele sind auch in der Stammverordnung zum ÖROP bereits formuliert: 

§2, Abs. 2, Zi. 3: Verdichtung der Siedlungstätigkeit im Umfeld von Siedlungszentren und Ein-

zugsbereich von öffentlichen Verkehrsmitteln 

§2, Abs. 2, Zi. 7: Forcierung kompakter und ressourcenschonender Siedlungsformen 

 

Änderungsanlass 

§ 34 Abs 1 Zi 1 – wegen wesentlicher Änderung der Planungsgrundlagen in Folge struktureller  

Entwicklung: Neu gewidmetes Wohnbauland 

 

3.1.3 Beschreibung des Projektgebietes 

 

Das Projektgebiet „Setzerweg“ befindet sich in der Katastralgemeinde Dörfl südwestlich des 

Ortszentrums von Kirchberg und nordwestlich des Bahnhofes. 

Der Geltungsbereich des Teilbebauungsplanes wird erweitert. Die Änderungen betreffen den 

blau eingekreisten Bereich. Der Bereich ist noch gänzlich unbebaut. 
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Abbildung 5: Übersicht Lage in Kirchberg am Wagram 

 
Abbildung 6: Blick auf Projektgebiet, eigenes Foto 04/2024 

 



Tei lbebauungsp lan K i rc hberg am Wagram   18.  Änderung –  Entwur f  

 

 

 

E, 13 

Die im Zuge der 31. Änderung (Rechtskraft: 21.09.2024) des Flächenwidmungsplanes gewid-

meten Baulandflächen in Dörfl beim Setzerweg werden in den Geltungsbereich des Teilbe-

bauungsplanes einbezogen. In diesem Bereich soll bewusst ein Siedlungsimpuls zur Förde-

rung verdichteter, ressourcenschonender Wohnbauformen gesetzt werden.  

 

 

 
Abbildung 7: Ausschnitt aus dem Plan Darstellung der Änderungen, 31. Änderung Beschluss, betreffende Flä-

chen in blauem Kreis 
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3.1.4 Allgemeine Festlegungen des Bebauungsplanes im neu gewidmeten Be-

reich 

 
Abbildung 8: Ausschnitt aus Bebauungsplan Entwurf, Blatt 4 und 7 (Hinweis die Grundstücksgrenzen lt. Parzellie-

rungsentwurf sind im Plan dargestellt  

 

Für das gesamte Projektgebiet werden folgende Bebauungsfestlegungen getroffen:  

Bebauungshöhe: Max. Gebäudehöhe 8m 

Bauwich: 3m ohne Anbauverpflichtung 
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Die Bebauungshöhe entspricht dem umgebenden Bestand. 

 

Für das nördliche Projektgebiet wird die Bebauungsdichte des nördlich anschließenden Berei-

ches übernommen: 

Bebauungsdichte: 30 

Bebauungsweise: offen  

 
Abbildung 9: Nördliches Projektgebiet in blauem Rahmen 

 

Für das restliche Projektgebiet wird folgende Bebauungsdichte festgelegt: 

Bebauungsdichte: 35 

Bebauungsweise: einseitig offen 

 

Die Bebauungsdichte wird aus den Umgebungsbereich, der eine Grundflächenzahl von 30 

aufweist, abgeleitet. Da der Schwerpunkt auf einer angemessenen Dichte liegt, wird auf eine 

Bebauungsdichte von 35 gesetzt, um eine ansprechende Bebauung zu ermöglichen, aber 

auch Freiflächen sicherzustellen. 

 

Die Bebauungsweise, weicht vom Umgebungsbereich ab, weil durch die einseitig offene Be-

bauung eine bessere Ausnutzbarkeit des Bauplatzes erreicht werden soll. Der Grundriss der 

Gebäude kann breiter gestaltet werden und insgesamt mehr Wohnfläche auf kleinen Parzellen 

geschaffen werden. Durch die geschlossene Kante zur Nachbarparzelle entsteht ein ruhigeres 

Stadtbild nach außen und individuelle Privaträume nach innen. Die nördliche Grundstücks-

grenze wird als Anbauseite festgelegt. 

 

Vordere Baufluchtlinien: 
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Entsprechend der Festlegung im umgebenden Bereich wird ein vorderer Bauwich von 3m 

ohne Anbauverpflichtung festgelegt. Es sind keine Umstände erkennbar, aufgrund derer ein 

Abgehen von dieser generellen Festlegung im Gemeindegebiet erforderlich wäre. 

 

Seitliche Baufluchtlinien: 

Als außergewöhnliche Sondermaßnahme wird bei den extrem schmalen Grundstücken (5 

Fälle) auf der Südseite der Grundstücke ein Bauwich von 0m festgelegt und die zulässige 

Gebäudehöhe auf den südlichsten 3 Metern auf 3m beschränkt. 

Aufgrund der sehr geringen Breite der Grundstücke kann mit der Planungsmaßnahme der 

Gemeinde jungen Familien mehr kostengünstiger Baugrund zur Verfügung gestellt werden. 

Aufgrund des vorgesehenen Verbotes der Errichtung von Kellergeschoßen besteht auf diesen 

Grundstücken ein erhöhter Bedarf an Nebengebäuden, der aufgrund der geringen Baulandtie-

fen und der erforderlichen Zufahrten kaum im nördlichen Bereich der Grundstücke gedeckt 

werden kann. 

Aus Sicht des Gemeinderates ist das öffentliche Interesse an einer flächensparenden Bebau-

ung durch Schaffung einer zusätzlichen Bauparzelle höher einzustufen, als das Interesse an 

der Freihaltung der Sicht auf die fensterlosen Feuermauern der Nachbarn. Auf die Festlegung 

einer geschlossenen Bebauungsweise wird ebenfalls bewusst verzichtet, weil es der Projek-

tidee zuwiderlaufen würde, einerseits billige Bauplätze zu schaffen und andererseits teure 

überdachte in das Hauptgebäude integrierte Hauszufahrten vorzuschreiben. 

Der Gemeinderat stützt die Planungsmaßnahme ausdrücklich auf die Verordnungsermächti-

gung des § 50 NÖ Bauordnung 2014. 

 

Einleitend zum besseren Verständnis der Wortlaut des § 50 NÖ Bauordnung 2014: 

Bauwich  

(1) Der seitliche und hintere Bauwich müssen, wenn sie nicht in den nachfolgenden Bestimmungen anders gere-

gelt sind, der halben Gebäudehöhe (§ 53) der jeweiligen, der Grundstücksgrenze zugewandten Gebäudefronten 

der Hauptgebäude entsprechen.  

Bei einer Gebäudehöhe von mehr als 8 m dürfen der seitliche und hintere Bauwich nur für Gebäudefronten mit 

einer Länge von insgesamt nicht mehr als 15 m je Bauwich der halben Gebäudehöhe entsprechen. Bei allen ande-

ren Gebäudefronten muss der Bauwich der vollen Gebäudehöhe entsprechen.  

Die seitlichen und hinteren Bauwiche müssen mindestens 3 m betragen, außer die Mindestbreite ist in einem 

Bebauungsplan durch Baufluchtlinien anders festgelegt. 

Die Aufsichtsbehörde vertritt derzeit die Rechtsansicht, dass mit dieser Bestimmung nur eine 

Vergrößerung des Bauwiches begründet werden kann. 

Die Gemeinde vertritt nach sorgfältiger Abwägung der Argumente eine andere Rechtsmei-

nung. 

 

Analyse oberstgerichtlicher Entscheidungen: 

Eine Abfrage im Rechtsinformationssystem (RIS) hat ergeben, dass sich der Verwaltungsge-

richtshof mit dieser Rechtsfrage noch nicht – rechtsverbindlich – beschäftigt hat: 
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Eine weitere Abfrage im RIS hat ergeben, dass sich auch das Landesverwaltungsgericht NÖ 

mit dieser Frage noch nicht befasst hat. 

 

Die gefundenen Entscheidungen beschäftigen sich nicht mit der Frage, ob im Bebauungsplan 

durch Baufluchtlinien der Bauwich verkleinert werden darf. 

 

Analyse der Fachliteratur: 

Zur Frage der Zulässigkeit der geplanten Änderung gibt es in den beiden großen Kommenta-

ren zur NÖ BO 2014 unterschiedliche Rechtsansichten. 

Kienastberger/Stellner-Bichler vertreten in ihrem Kommentar die Rechtsansicht der oben zi-

tierte Satz sei richtigerweise so zu lesen: 
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Die seitlichen und hinteren Bauwiche müssen mindestens 3m betragen, außer die Mindest-

breite ist in einem Bebauungsplan durch Baufluchtlinien breiter festgelegt. 

Pallitsch/Pallitsch/Kleewein vertreten in ihrem Kommentar unter Berufung auf den klaren Wort-

laut der Bestimmung die Ansicht, dass der Bauwich in besonders begründeten Fällen durch 

Baufluchtlinien vergrößert oder verkleinert werden darf. 

Die Aufsichtsbehörde scheint sich der Rechtsansicht Kienastberger anzuschließen. 

Auch Kommentare zu Gesetzen sind im Ergebnis nur Rechtsmeinungen, deren Richtigkeit 

anhand fundierter Argumente überprüft werden muss, insbesondere wenn – wie im gegen-

ständlichen Fall – die Autoren zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen. 

 

Analyse der Gesetzeshistorie 

§ 21 Abs. 4 NÖ BO 1976 (die erste moderne Bauordnung für NÖ) lautete 

Wenn im Bebauungsplan nicht durch eine Baufluchtlinie ein größerer seitlicher oder hinterer Bauwich festgelegt ist, 

beträgt der Bauwich jeweils die Hälfte der Gebäudehöhe, mind. aber 3m 

Diese Bestimmung wurde in der NÖ BO 1996 wie folgt abgeändert: 

§ 50 NÖ Abs. 1 BO 1996 lautete: 

Der seitliche Bauwich muss im geregelten Baulandbereich der halben Gebäudehöhe entsprechen, wenn er nicht 

im Bebauungsplan anders geregelt ist. 

Jetzt aktuell gilt die oben angeführte Formulierung: 

Die seitlichen und hinteren Bauwiche müssen mindestens 3 m betragen, außer die Mindestbreite ist in einem 

Bebauungsplan durch Baufluchtlinien anders festgelegt. 

Aus der Gesetzeshistorie ist eindeutig abzulesen, dass der Gesetzgeber beim Umstieg von 

der Bauordnung 1976 auf die Bauordnung 1996 die Festlegung eines geringeren Bauwiches 

ermöglichen wollte (so auch Hauer/Zaussinger in ihrem Kommentar zur NÖ BO 1996), eine 

andere Auslegung würde dem Wortlaut und den Denkgesetzen widersprechen. 

Dieser eindeutige Wortlaut der Bauordnung 1996 wurde in der Bauordnung 2014 beibehalten 

bzw. verstärkt. Aufgrund des eindeutigen Wortlautes kann die Bestimmung der Bauordnung 

2014 nicht inhaltlich auf den Inhalt der Bauordnung 1976 „uminterpretiert“ werden. 

Der Gemeinderat bleibt daher bei seiner Auffassung, dass – in begründeten Einzelfällen – im 

Bebauungsplan auch eine Reduzierung des Bauwiches zulässig ist. 

Offensichtlich war es im Sinne des Gesetzgebers die Möglichkeit zu schaffen, im Bebauungs-

plan – also durch Einsichtnahme in öffentliche Pläne - nachvollziehbare Sonderregelungen 

festzulegen. 

 

Damit können die ortstypischen Strukturen geschützt und weiterentwickelt werden; gleichzeitig 

wird eine raum- und sozialverträgliche, maßvolle Verdichtung/Entwicklung erzielt. 
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3.1.5 Gestaltungsvorschriften 

 

Unterirdische Geschoße 

Verordnung §3 

1. Die Errichtung von unterirdischen Geschoßen (Kellergeschoßen) ist aufgrund von 

Grundwasser untersagt.  

 

Aufgrund des im Plangebiet bekannten hoch anstehenden Grundwasserspiegels ist die Errich-

tung von unterirdischen Geschoßen technisch nur mit erheblichem Aufwand möglich und mit 

erhöhten Risiken verbunden. Zudem können Eingriffe in den Grundwasserhaushalt negative 

Auswirkungen auf benachbarte Grundstücke haben. Durch den Verzicht auf Kellergeschoße 

wird die Gefahr von Feuchtigkeitsschäden, Grundwasserauftrieb, Setzungen sowie langfristi-

gen Nutzungseinschränkungen vermieden. Durch diese Bestimmung ist es erforderlich ent-

sprechende Lager- und Abstellräume im Erdgeschoß errichten zu können. 

 

Dachform 

Verordnung §3 

2. Als Dachform ist ein Flach- oder Pultdach (15°) zu wählen. Es wird empfohlen, das 

Dach mit geeigneten Mitteln zu begrünen oder eine Photovoltaikanlage auf dem Dach 

anzubringen. 

Die Festlegung eines Flach- oder Pultdaches mit einer maximalen Dachneigung von 15° dient 

der gestalterischen Integration neuer Baukörper in das Orts- und Landschaftsbild. Flachdächer 

und flach geneigte Pultdächer ermöglichen eine klare, zurückhaltende Baukörperausbildung, 

die insbesondere in verdichteten Siedlungsbereichen eine harmonische Einfügung gewähr-

leistet. 

Die Empfehlung zur Dachbegrünung bzw. Installation einer Photovoltaikanlage folgt den Zie-

len einer klima- und ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung. Extensiv begrünte Dächer 

verbessern den sommerlichen Wärmeschutz, erhöhen die Verdunstungsleistung und tragen 

zur Reduktion städtischer Hitzeinseln bei. Zudem leisten sie einen Beitrag zum Regenwasser-

rückhalt und entlasten damit die Siedlungsentwässerung. 

 

Fassade 

Verordnung §3 

3. Die Gestaltung der Fassade hat in hellen, warmen Erdtönen zu erfolgen. Leuchtfarben 

sind untersagt. 

Die Vorgabe zur Ausführung der Fassaden in hellen, warmen Erdtönen dient der Sicherstel-

lung einer harmonischen Einfügung der Neubebauung in das bestehende Orts- und Land-

schaftsbild. Solche Farbtöne weisen eine hohe Verträglichkeit mit den regionaltypischen Ma-

terialien auf und tragen zu einem ruhigen, ausgewogenen Gesamtbild der Bebauung bei. 

Der Ausschluss von Leuchtfarben erfolgt zum Schutz des Ortsbildes vor optischen Störungen 

und übermäßigen Kontrasten. 
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3.1.6 Freiflächen als Flächenanteil von Bauplätzen 

 

Im Sinne einer Eindämmung des Bodenverbrauches werden die gewidmeten Bauplätze immer 

dichter bebaut. Die dichtere Bebauung führt aufgrund des damit verbundenen Stellplatzbe-

darfs zu einer Erhöhung des Versiegelungsgrades der Bauplätze.  

Aufgrund der generellen Erderwärmung durch den Klimawandel besteht durch die erhöhte 

Versiegelung der Flächen die Gefahr einer Überhitzung der dicht bebauten Siedlungen. Diese 

Überhitzung hat negative Auswirkungen auf das Kleinklima im Siedlungsraum. 

 

Geplante Festlegung: 

Flächenanteil von 45%, auf dem keine Vorhaben nach § 14 oder § 15 NÖ Bauordnung 2014 

errichtet werden dürfen. Die freizuhaltenden Flächen im Sinne § 31 Abs. 9 NÖ ROG 2014 sind 

gärtnerisch zu gestalten. 

Dabei sind folgende Vorgaben einzuhalten: (entspricht dem bereits bestehenden Teilbebau-

ungsplan) 

1. Die Flächen dürfen als wasserdurchlässig angelegter Kfz-Stellplatz genutzt werden. 

Zusammenhängende Stellplatzflächen für mehr als 4 Fahrzeuge sind mit einem 

Baum pro 4 Stellplätze zu bepflanzen.  

2. Außerhalb der Stellplätze im Sinne Z. 1 und von Wegen dürfen als oberste Schicht 

keine anorganischen Substanzen (z.B. Stein- oder Kiesbeete) verwendet werden. 

Der Anteil ist bewusst so gewählt, dass er im ortsüblichen Ein- und Zweifamilienwohnhausbau 

relativ leicht einzuhalten ist aber gerade im Wohnungsbau für eine ausreichende Durchgrü-

nung sorgt. 

Gem. § 31 Abs. 9 NÖ ROG 2014 darf zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästi-

gungen zu vermeiden ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt wer-

den. Gem. § 30 Abs. 2 Z. 7 NÖ ROG 2014 darf im Bebauungsplan die Ausgestaltung von 

Freiflächen geregelt werden. 

Ziel der Maßnahme ist die Sicherstellung einer – der bisherigen Struktur des Siedlungsraumes 

von Kirchberg am Wagram entsprechenden – Durchgrünung zur Gestaltung des Ortsbildes. 

Gleichzeitig sollen die zu erwartenden Auswirkungen der Klimaerwärmung gemäßigt werden. 

3.2 Anpassung der bestehenden Bebauungsvorschriften 
 

Aufgrund der Erfahrungen der letzten Jahre werden die Bebauungsvorschriften (in der Fas-

sung der 17. Änderung 2023) §3 werden geringfügig angepasst, in dem Unschärfen klarge-

stellt und Überregulierungen gestrichten werden. 

Hinweis: 

Es ist grundsätzlich die derzeitige Festlegung angeführt in kursiv und darunter die Beschrei-

bung der gegenständlichen Änderung. 

 

Zi 1 Bauplatzgrößen 

Die Größe der neu zu schaffenden Bauplätze darf 500 m² nicht unterschreiten. Ausnahmen 

hierzu dürfen nur bei Reihenhaussiedlungen gemacht werden. 
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Diese Bestimmung wird entfernt, da eine starre Mindestbauplatzgröße von 500 m² einer flä-

chensparenden, verdichteten und zeitgemäßen Siedlungsentwicklung entgegensteht und ins-

besondere kleinere, effizient nutzbare Bauplätze sowie kompaktere Wohnformen erschwert. 

 

Zi 2 Vorgarten 

Im Bereich des Vorgartens ist die Errichtung von Nebengebäuden unzulässig. 

Diese Bestimmung wird entfernt, da die Bauordnung für den vorderen Bauwich exakte Best-

immungen, die die Nebengebäude ohnehin unzulässig machen, enthält. 

 

Zi 4 Einfriedung im Bauland 

c)  Undurchsichtige Einfriedungen mit einer maximalen Höhe von 2m sind bei land-wirt-

schaftlichen, gewerblichen und sonstigen Betrieben dann gestattet, wenn der freie Einblick in 

Wirtschaftshöfe das Straßenbild beeinträchtigen würde und sofern die Verkehrssicherheit ge-

wahrt bleibt. Die Mauern sind als Teile der Schauseite des Gebäudes zu gestalten. 

Als neue Überschrift wird „Einfriedung im Bauland im vorderen Bauwich“ festgelegt. 

Damit wird klargestellt, dass sich der Regelungsinhalt nur auf Einfriedungen gegen öffentliche 

Verkehrsflächen und Einfriedungen zwischen Baulandgrundstücken bezieht. 

Zi 4 wird ergänzt um „und sofern die Verkehrssicherheit gewahrt bleibt“. Dieser Punkt wird als 

notwendig gesehen, da undurchsichtige Einfriedungen wie beispielsweise Mauern, zu einge-

schränkten Sichtweiten führen können und somit die Verkehrssicherheit beeinträchtigen. 

 

Zi 4b Einfriedungen gegen öffentliche Verkehrsflächen müssen als Zaun und einer maximalen 

Höhe von 1,20 m ausgeführt werden, wobei diese Einfriedungen über einen massiven Sockel 

von maximal 50 cm Höhe verfügen dürfen. Die maximale Höhe von Einfriedungen gegen die 

Bahnzeile, die Kremser Straße, die Neustifter Straße oder die Passauer Straße beträgt 1,8m. 

Die Höhe von Einfriedungen gegen öffentliche Verkehrsflächen soll über das gesamte Festle-

gungsgebiet einander angepasst werden auf eine Höhe von 1,80 m. Die Aufzählung einzelner 

Straßenzüge entfällt somit. 

 

Zi 4 d) Einfriedungsmauern entlang von Nachbargrenzen sind bis 2,00 m Höhe nur dann ge-

stattet, wenn diese von einem öffentlichen Weg oder der Straße aus nicht sichtbar werden. 

Durch die Umformulierung soll klargestellt werden, dass – mangels einer Rechtsgrundlage – 

von öffentlichen Wegen nicht sichtbare Einfriedungen nie geregelt werden sollten. Um die 

praktische Handhabung der Regelung zu erleichtern soll sie auf den vorderen Bauwich be-

schränkt bleiben. 

 

Änderungsanlass 

§ 34 Abs 1 Zi 1. 

wegen wesentlicher Änderung der Planungsgrundlagen in Folge struktureller Entwicklung 

Unschärfe in der Formulierung der Bebauungsvorschriften aus den frühen 80er Jahren. 
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3.3 Generelle Änderung der Regelung der zulässigen Be-

bauungshöhe 

 

Im Zuge des Deregulierungsgesetzes des Land NÖ, welches am 01.01.2026 in Kraft getreten 

ist, wurde u.A. die NÖ Bauordnung geändert. Neu hinzugekommen ist u. a. § 53a Abs. 1a 

Begrenzung der Höhe von Bauwerken: 

 

 

Ausschnitt aus NÖ Bauordnung 2014 

 

Durch diese Bestimmung ergeben sich in der Praxis zahlreiche rechtliche Fragestellungen, 

welche nicht ausjudiziert sind. Eine Bauklasse II bedeutet dann unter bestimmten Vorausset-

zungen faktisch nicht mehr nur die übliche Bebauungshöhe, sondern bis zu 1,5 m mehr. 

Die Gebäudehöhe ist in NÖ baurechtlich für Nachbarinteressen relevant, insbesondere für Ab-

stand, Bauwich, Belichtung und Einfügung in die Bebauungsstruktur. Wenn Gebäude durch § 

53a Abs. 1a effektiv höher werden dürfen, stellt sich die Frage, ob NachbarInnen daraus neue 

Einwendungen ableiten können. 

Da § 53a ausschließlich die durch eine Bauklasse bestimmte Bebauungshöhe anführt, ist die 

Überschreitung nur bei festgelegten Bauklassen, nicht aber bei festgelegten höchstzulässigen 

Gebäudehöhen, zulässig.  

Die Festlegung der Bauklasse ist historisch durch Schutzzonenbestimmungen etc. abgestimmt 

und ergibt eine siedlungsstrukturelle Einheit, die erhalten werden soll. Gerade in historisch 

gewachsenen Ortsbereichen kann die 1,5 Meter Regel dazu führen, dass Baukörper entste-

hen, die zwar baurechtlich zulässig wären, sich jedoch nicht mehr ausreichend in die vorhan-

dene Siedlungsstruktur einfügen. 

 

Die Gemeinde legt daher künftig höchstzulässige Gebäudehöhen fest, um die Höhenentwick-

lung präziser auf die historisch gewachsene Bebauungsstruktur und die bestehende sied-

lungsstrukturelle Einheit abzustimmen. Maßgeblich sind dabei die vorhandenen Gebäudety-

pologien, die Proportionen der bestehenden Baukörper sowie die Wirkung der Bebauung im 

öffentlichen Straßenraum. Ziel ist nicht die Verhinderung zeitgemäßer Bauformen oder einer 

angemessenen Innenentwicklung, sondern die Sicherstellung einer maßvollen baulichen Wei-

terentwicklung im Rahmen der bestehenden Ortsstruktur. 
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Aus diesem Grund werden generell keine Bauklassen, sondern höchstzulässige Gebäudehö-

hen festgelegt. 

Es wurden alle festgelegten Bauklassen auf die Festlegung höchstzulässige Gebäudehöhe 

angepasst – dabei wurden jeweils die höheren Werte der jeweiligen Bauklasse, wie beispiels-

weise bei Bauklasse II 8m verwendet. Es werden keine inhaltlichen Änderungen durchgeführt.  

 

Änderungsanlass 

§ 34 Abs 1 Zi 4 – wenn die gesetzlichen Bestimmungen über den Regelungsinhalt geändert 

wurden – NÖ Deregulierungsgesetz 

3.4 BK: Freiflächenanteil Berichtigung 

 

Mit der 17. Änderung des Bebauungsplanes wurde generell für das Wohnbauland im räumli-

chen Wirkungsbereich des Bebauungsplanes ein Freiflächenanteil festgelegt. Dabei wurde 

eine Fläche im Bauland-Kerngebiet übersehen und damit entstand eine systemwidrige Un-

gleichbehandlung der betroffenen Liegenschaftseigentümern. 

Diese Ungleichbehandlung beim „BILLA-Areal“ wird im laufenden Verfahren beseitigt. 

 

Folgendes wird festgelegt: 

Freiflächenanteil von 30% 

Flächenanteil von 30%, auf dem keine Vorhaben nach § 14 oder § 15 NÖ Bauordnung 2014 

errichtet werden dürfen. Die freizuhaltenden Flächen im Sinne § 31 Abs. 9 NÖ ROG 2014 sind 

gärtnerisch zu gestalten. 

 
Abbildung 10: Ausschnitt aus Darstellung der Änderungen, Blatt 8 und 10 
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Änderungsanlass 

§ 34 Abs 1 Zi 1. 

Bereinigung eines systemwidrigen Fehlers 

 

 

 

3.5 Anpassung an Flächenwidmungsplanänderung 

 

Im Zuge der 33. Änderung des Flächenwidmungsplanes, welche gleichzeitig mit der 18. Än-

derung des Teilbebauungsplanes aufgelegt wird, soll der Bebauungsplan an diese Änderung 

angepasst werden. 

Die Bebauungsbestimmungen werden von den angrenzenden Flächen übernommen. 

Im Süden wird eine Baufluchtlinie ohne Anbauverpflichtung mit 3m festgelegt, welche dem 

Bestand in der Umgebung entspricht. 

 

 
Abbildung 11: Ausschnitt aus Darstellung der Änderungen, 33. Änderung Flächenwidmungsplan 

 

 

Änderungsanlass 

§ 34 Abs 1 Zi 1 – wegen wesentlicher Änderung der Planungsgrundlagen in Folge struktureller  

Entwicklung: Änderung des Flächenwidmungsplanes 
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Abbildung 12: Ausschnitt aus Bebauungsplan, Blatt 8, derzeit rechtskräftig 

 
Abbildung 13: Ausschnitt aus Bebauungsplan Entwurf, Blatt 8 
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4 ÜBEREINSTIMMUNG MIT DEM FLÄCHENWIDMUNGSPLAN 

Der Flächenwidmungsplan stimmt mit dem Auflageentwurf der 33. Änderung des Flächenwid-

mungsplanes überein. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kirchberg am Wagram am 07.07.2026 
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5 ANLAGE 

Bebauungsplan-Entwurf (Planblatt 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10) 

Darstellung der Änderungen (Planblatt 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10) 
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